
kratischer Regungen des Volkes21. Diese Politik ist im 
Wesen der imperialistischen Politik in der bisherigen 
Entwicklung Deutschlands gleich. Sie ist zutiefst anti­
national und friedensfeindlich. Zu ihrem Hauptinhalt 
werden immer mehr die Pläne der NATO und die Be­
schlüsse ihres Generalstabes22 23 24 25. Die Überwindung dieser 
Politik ist daher eine nationale Angelegenheit, eine na­
tionale Pflicht jedes Deutschen. „Wenn Du ein Deut­
scher bist, dann mußt Du gegen die atomare Auf­
rüstung und den Militarismus sein“, das ist die Losung, 
die sich aus der nationalen Aufgabe ergibt, und die 
KPD formuliert deshalb in ihrem Aktionsprogramm in 
aller Klarheit: „Das Volk wird aufgerufen, sein Selbst­
bestimmungsrecht in freier, demokratischer Entschei­
dung auszuüben für: sofortige Einstellung der atomaren 
Aufrüstung; Aufhebung der Wehrpflicht; ... Ausar­
beitung eines Friedensvertrages und die Vorbereitung 
der Wiedervereinigung.“26

b) Die Beseitigung der staatlichen Machtpositionen 
der Militaristen und der zunehmenden faschistischen 
Herrschaftsmethoden. Dazu gehört die „Entfernung 
aller Personen, die an der Vorbereitung und Durch­
führung des Hitlerkrieges in führenden Stellungen be­
teiligt waren, aus den Spitzen des Staatsapparates, vor 
allem des Außen- und Innenministeriums, der Armee, 
der Polizei, der Justiz und des Bundeskanzleramtes. 
Diese Staatsstellen müssen durch fähige, der Sache des 
Volkes, des Friedens und der Demokratie ergebene 
Männer und Frauen besetzt werden.“21

Dazu gehört aber auch die Beseitigung aller Maß­
nahmen, die auf die Militarisierung des gesamten ge­
sellschaftlichen Lebens gerichtet sind, wie die Beseiti­
gung der Militarisierungsgesetze, die Aufhebung der 
politischen Gesinnungsjustiz, die Auflösung der Organe 
des kalten Krieges (Amt für psychologische Kriegsfüh­
rung, Lemmer-Ministerium, sog. Verfassungsschutzamt 
u. a.), das Verbot aller faschistischen, militaristischen 
und revanchistischen Organisationen, die Aufhebung 
aller Verbots- und Verfolgungsmaßnahmen gegen de­
mokratische Organisationen und alle Friedenskräfte.

c) Da das imperialistische Regime in Westdeutsch­
land eine „Koalition zwischen Militarismus und Kleri­
kalismus“26 darstellt, erfordert seine Beseitigung vor 
allem auch die Überwindung des Einflusses des politi­
schen Klerikalismus. Als Ideologie und politisches In­
strument der imperialistischen Herrschaft in West­
deutschland legt der politische Klerikalismus seine 
Wirksamkeit insbesondere darauf an, die Rolle des kle­
rikal-militaristischen Obrigkeitsstaates zu verschleiern 
und ihm zu helfen, seine Macht über das Volk auszu- 
baften. Hier kann nicht der ganze Umfang der Rolle des 
politischen Klerikalismus dargelegt werden. Allein die 
Tatsache aber, daß er den volksfeindlichen Charakter 
des Bonner Staates und seiner Politik unter Mißbrauch 
des christlichen Glaubens als „christlich-demokratisch“ 
verbrämt, den Übergang zu faschistischen Herrschafts­
methoden unter den Losungen von der „Herrschaft der 
Elite“ und „der Notwendigkeit der leitenden Autorität 
eines Einzelnen“ rechtfertigt und die demokratische 
Initiative und Aktivität der Volksmassen durch die 
Predigt der Ohnmacht und Unfähigkeit des Volkes, der 
Unantastbarkeit der bestehenden Machtverhältnisse zu 
verhindern sucht, zeigt, daß ohne Überwindung seines 
Einflusses keine Beseitigung der militaristisch-kleri­
kalen Diktatur möglich ist.

d) Überwindung der Politik des Atomkrieges, Be­
seitigung der Machtpositionen des Militarismus, Über­
windung des politischen Klerikalismus — all das be­
deutet zugleich eine entscheidende Zurückdrängung der 
Macht der Monopole, eine wesentliche Einschränkung 
ihres Einflusses im gesellschaftlichen Leben; denn im 
Interesse der reaktionärsten und aggressivsten Kreise 
des westdeutschen Monopolkapitals erfolgt die Atom­
kriegspolitik. Der Klerikalismus ist ihr ideologisches 
und politisches Instrument, und der Militarismus hat

21 vgL foes. Abschn. I und IV des Beschluß-Entwurfs der 
KPD, a. a. O.

22 Das beweist u. a. auch das Auftreten von Strauss und 
Brentano auf der letzten NATO-Rats-Tagiung in Paris.

23 Beschluß-Entwurf der KPD, AbsChn. VI, a. a. O.
24 ebenda
25 Beschluß des V. Parteitages der SED, Berlin 1958, S. 82.
26 vgl. Beschluß des V. Parteitages der SED, a. a. O., S. 80.

seine Basis im Monopolkapital26. Doch erfordert die 
Beseitigung der klerikal-militaristischen Herrschaft und 
die Sicherung einer demokratischen Entwicklung noch 
weitergehende Maßnahmen zur Zurückdrängung der 
Macht der Monopole auf ökonomischem, politischem 
und ideologischem Gebiet27 (z. B. Auflösung der Mono­
pole im Zeitungswesen, Beseitigung ihres Einflusses auf 
die Gesetzgebung, Wahlen usw., Unterbindung ihres 
ökonomischen Terrors, Schaffung einer gerechten 
Steuer-, Kredit- und Sozialgesetzgebung u. a.).

Die KPD zeigt jedoch nicht nur die Notwendigkeit 
der Beseitigung der militaristisch-klerikalen Herrschaft, 
sie zeigt den Volksmassen nicht nur, wogegen sie 
kämpfen müssen; sie entwickelt ebenso klar und in un­
trennbarer Einheit’ damit, wofür der Kampf geführt 
werden muß, was die historisch-notwendige Aufgaben­
stellung für die Arbeiterklasse und alle Friedenskräfte 
in Westdeutschland ist: die Schaffung einer parlamen­
tarisch-demokratischen Ordnung. Sie folgt der Lenin­
schen Lehre, daß die Partei der Arbeiterklasse keine 
einzige negative Losung haben kann, die nur der 
Schärfung des Bewußtseins der Volksmassen gegen den 
Imperialismus dient. „Eine ,negative“ Losung, die nicht 
mit einer positiven Antwort verbunden ist, .schärft“ 
nicht das Bewußtsein, sondern stumpft es ab, denn 
eine derartige Losung ist leeres Gerede, bloßes Ge­
schrei, inhaltlose Deklamation.“28

Es geht um eine solche gesellschaftliche und staat­
liche Ordnung in Westdeutschland, die der Arbeiter­
klasse und allen Friedenskräften Raum zur Entfaltung 
ihrer schöpferischen Energien gibt, die das Selbstbe­
stimmungsrecht des Volkes sichert. Das Ziel ist nicht 
die Herstellung bestimmter juristischer Institutionen, 
sondern die wachsende Bewußtheit und das aktive 
Handeln aller demokratischen und friedliebenden 
Kräfte des Volkes selbst. Ihr Wille muß in unmitel- 
barer Form wie auch in allen Organen der parlamen­
tarisch-demokratischen Ordnung zur Geltung kommen 
und die staatliche Politik bestimmen. In diesem Sinne 
sind auch die einzelnen Forderungen des Aktionspro­
grammes gestaltet, auf die hier nicht näher einge­
gangen werden kann.

Warum ist die Schaffung einer solchen parlamen­
tarisch-demokratischen Ordnung der einzig mögliche 
und gesetzmäßig notwendige Schritt der Entwicklung 
in Westdeutschland?

Die Schaffung der parlamentarisch-demokratischen 
Ordnung bedeutet die erforderliche Wende in der Po­
litik in Westdeutschland durch die Beseitigung der 
Atomkriegsgefahr, die Bändigung des westdeutschen 
Militarismus und dient damit der Sicherung des Frie­
dens.

Das Programm für die parlamentarisch-demokrati­
sche Ordnung ist die Grundlage für die Einigung der 
Arbeiterklasse und für das breiteste Bündnis der Ar­
beiter mit allen Friedenskräften, für eine wirklich na­
tionale Bewegung. In dieses Programm fließen alle 
demokratischen und sozialen Forderungen ein, die die 
westdeutsche Bevölkerung bisher erhoben und für die 
sie gekämpft hat: die Volksbewegung gegen den Atom­
tod; der Kampf gegen die Wehrpflicht (Jahrgang 1922), 
die Kämpfe der Arbeiter für politische und soziale 
Rechte, der Bauern gegen Landraub, der Wissenschaft­
ler, der Frauen, Studenten usw.

Aber die Forderungen der westdeutschen Bevölke­
rung fließen nicht nur ein, sie werden aus der Zer­
splitterung und Spontaneität gehoben, zu einer einheit­
lichen, zielbewußten Bewegung vereinigt, zu einem 
eigenen Programm der Friedenskräfte. Diese Einigung 
ist unabdingbare Voraussetzung für den Sieg über die 
klerikal-militaristische Herrschaft. Das Aktionspro­
gramm der KPD ist deshalb nicht nur ein Parteipro­
gramm schlechthin, sondern ein Dokument der Samm­
lung aller Kräfte, ein Programm, das von allen Frie­
denskräften akzeptiert werden kann. Es ist damit auch 
eine Plattform für die sozialdemokratischen Genossen, 
die, durch die Kapitulation der rechten Führer po­
litisch heimatlos geworden, eine feste und einheitliche 
Konzeption brauchen, um für ihre Rechte und eine 
wirkliche Arbeiterpolitik in der SPD zu kämpfen.

27 vgl. bes. Punkt 5 des Aktionsprogramms dier KPD, N3> 
vom 8. November 1959, S. 4.

28 Lenin, Werke, Bd. 23, S. 66.
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